
 

 ...  

 

 

Anlagen am Gewässer 

Die Errichtung oder wesentliche Veränderung von Anlagen in oder an 
oberirdischen Gewässern bedarf der Genehmigung.  

Anlagen am Gewässer sind beispielsweise Gebäude, Uferbefestigungen, 
Stege und Brücken, Überfahrten, Auffüllungen, Gewässerkreuzungen, 
Verrohrungen, Leitungen, Einfriedungen, etc. 

Genehmigungspflichtige Anlagen an oberirdischen Gewässern i.S.d § 31 
Landeswassergesetz Rheinland-Pfalz sind solche, die weniger als 40 m von 
der Uferlinie eines Gewässers I. (Rhein) oder II. Ordnung (Michelsbach, 
Lauter, Queich sowie Teilabschnitte des Erlenbaches und des Otterbaches) 
oder weniger als 10 m von der Böschungsoberkante eines Gewässers III. 
Ordnung (alle übrigen Gewässer im Landkreis Germersheim) entfernt sind. 

Als Anlagen an Gewässern gelten auch solche über und unter dem Gewässer, 
von denen Einwirkungen auf das Gewässer und seine Benutzung ausgehen 
können, sowie Veränderungen der Bodenoberfläche. 

Gemäß §§ 1 und 6 Wasserhaushaltsgesetz besteht grundsätzlich die 
gesetzliche Verpflichtung zur naturnahen Gestaltung und Entwicklung der 
Gewässer, die es zu beachten und zu erfüllen gilt. Ein naturnaher 
Randstreifen entlang von Gewässern verbessert deren ökologische 
Funktionen. Er verringert Einträge aus der Landwirtschaft, dient der 
Ausbildung eines Gehölzsaums und damit der Beschattung des Gewässers, 
kann Rückhaltefläche im Hochwasserfall sein etc. 
Aus diesem Grund sind sämtliche bauliche Anlagen und Auffüllungen so weit 
vom Gewässer entfernt zu errichten, dass ein ausreichend breiter 
Geländestreifen entlang von Gewässern anlagenfrei erhalten bleibt und die 
Funktionen eines Gewässerrandstreifens übernehmen kann sowie 
Gehölzsäume entlang von Gewässern nicht beeinträchtigt werden bzw. sich 
entwickeln können. 

Im Idealfall bleibt der 10 m-Streifen entlang eines Gewässers III. Ordnung oder 
der 40 m-Streifen eines Gewässers II. Ordnung oder I. Ordnung frei von 
baulichen Anlagen und Auffüllungen. 

Dies gilt vor allem im Außenbereich. In eng bebauten Ortslagen können je 
nach Einzelfall und Situation vor Ort geringere Abstände am Gewässer 
akzeptiert werden. In der Regel sollte jedoch ein Abstand zu Gewässern von 
mind. 5,00 m nicht unterschritten werden. 
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Auch Anlagen, die im Zusammenhang mit einer gärtnerischen Nutzung des an 
ein Gewässer angrenzendes Grundstück errichtet werden, wie zum Beispiel 
Komposthaufen oder Holzlager müssen einen ausreichenden Abstand zur 
Uferböschung einhalten, damit sie nicht direkt mit dem nächsten Hochwasser 
abgeschwemmt werden, sich vor Brücken und Durchlässen unterhalb 
verkeilen und so zu Schäden bei den Unterliegern führen können. 

Grenzständige Neubauten sind gem. § 31 LWG i.V.m. § 6 WHG und unter 
Beachtung der Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie 
(Verschlechterungsverbot und Verbesserungsgebot) grundsätzlich nicht 
zulässig. 

Die Planvorlageberechtigung nach § 103 LWG i.V.m. der LVO über den 
Nachweis der Fachkunde zur Erstellung von Plänen und Unterlagen im 
Bereich der Wasserwirtschaft (vom 11.03.2005) ist mit den Antragsunterlagen 
vorzulegen. 

Bei Gebäuden, die nach der Landesbauordnung einer baurechtlichen 
Genehmigung bedürfen, entscheidet die untere Bauaufsichtsbehörde im 
Einvernehmen mit der zuständigen Wasserbehörde über den Bauantrag.  


